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Seit der Ankündigung der Europäischen Kommission, die Verordnung Nr. 211/20111 zu
überarbeiten,  die das  Verfahren der  Europäischen Bürgerinitiative (EBI)  regelt,  ist  das
Interesse an diesem Nischenthema gewachsen. Zuvor war in Politik, Zivilgesellschaft und
Wissenschaft seit dem ersten Geltungstag der Verordnung im Jahr 2012 eine nachlassende
Aufmerksamkeit zu verzeichnen. Zu den Ursachen zählten praktische Probleme im Ver-
fahren, die niedrige Zahl erfolgreicher Initiativen und ihr geringer Einfluss auf die EU-
Politik.  Entsprechend groß ist  die  Hoffnung,  dass  die EBI nun bürgerfreundlicher  und
politisch  schlagkräftiger  wird  sowie  dass  die  bestehenden  Probleme  behoben  werden.
Sollte  dies  nicht  gelingen,  könnten  jene  Autoren  Recht  behalten,  die  die  EBI  bereits
„lebendig begraben“2 wähnten.

Die Nutzung des Instruments der EBI 

Die 45 registrierten Initiativen (siehe Tabelle 1) haben zusammen mehr als 6 Mio. Unter-
schriften gesammelt,3 wobei davon mehr als 4 Mio. auf die drei erfolgreichen Initiativen
aus 2012 entfallen.4 Dies und die Tatsache, dass die Zahl jährlich neu registrierter Initia-
tiven von 16 im Jahr 2012 auf drei im Jahr 2016 rückläufig war,5 unterstreicht die Schwie-
rigkeit, die notwendigen Quoren zu erfüllen. Im ersten Halbjahr 2017 wurden sechs neue
Initiativen  registriert  und  einer  gegen  den  Brexit6 gerichteten  EBI  die  Registrierung
verweigert.7  

Die Analyse der EBI-OrganisatorInnen wirft die Frage nach dem Mehrwert der EBI auf.
So kommt eine Auswertung von 27 Initiativen zwar zu dem Ergebnis, dass nur die erfolg-
reiche EBI „Wasser und sanitäre Grundversorgung sind ein Menschenrecht!“ („Right2wa-
ter“) von einer Institution organisiert wurde, die Unterstützung durch Organisationen ist
jedoch eine notwendige Erfolgsbedingung.8 Die meisten der  gescheiterten und zurück-
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gezogenen Initiativen wurden allein von BürgerInnen vorangetrieben. Die beiden weiteren
erfolgreichen („Einer von Uns“ und „Stop Vivisection!“) ebenso wie die vierte vermutlich
erfolgreiche zum Verbot  von Glyphosat  wurden von Organisationen unterstützt.  Bouza
García und Greenwood verweisen weiter darauf, dass nicht die üblicherweise in Brüssel
aktiven Organisationen Initiativen unterstützen, sondern viele neu gegründete oder primär
auf nationaler  Ebene agierende.9 Dies deutet  an,  dass die EBI kein originäres Unions-
bürgerrecht ist, sondern ihr Mehrwert in der Stärkung europäischer und der Europäisie-
rung nationaler  Zivilgesellschaften liegt.  Dies  wird  auch  die  Revision der  Verordnung
nicht ändern.

Tabelle 1: Übersicht eingebrachte Initiativen

 Stand  Anzahl

 Laufend  10

 Zurückgezogen  14

 Ohne ausreichende Unterstützung  18

 Registrierung abgelehnt  20

 Erfolgreich  3

 Summe  65

Quelle: Eigene Zusammenstellung mit Stand 30. Mai 2017.

Die Aktivitäten der EU-Institutionen

Diese kündigte Frans Timmermans im Namen der Europäischen Kommission beim „ECI
Day“ am 11. April 2017 an10 und legte den Fahrplan11 dafür am 18. Mai vor. Darin werden
sechs Problemfelder identifiziert: Registrierung von Initiativen, unterschiedliche Anforde-
rungen an Unterstützungsbekundungen,  Haftungsfragen,  zeitlicher  Ablauf des  EBI-Ver-
fahrens,  Software  zur  Sammlung  von  Unterschriften  sowie  Behandlung  erfolgreicher
Initiativen durch die EU-Organe. Darüber hinaus kündigte die Kommission einen Konsul-
tationsprozess  an:  Nach  der  Möglichkeit,  den  Fahrplan  zu  kommentieren,  startete  die
öffentliche Konsultation am 24. Mai. Schon zuvor hat die Kommission die Einrichtung
einer durch einen externen Dienstleister betriebenen Kooperationsplattform angestoßen,
die als Internetseite BürgerInnen und Organisationen unterstützen soll, eine EBI zu planen.
Daneben hat die Kommission im März vorgeschlagen, die Trinkwasserrichtlinie12 zu über-
arbeiten,  wobei  sie  sich  explizit  auf  die  Initiative  „Right2water“  bezieht.  Der  große
Abstand zwischen öffentlichkeitswirksamer Vorlage der EBI im Jahr 2013 und der Um-
setzung eines ihrer Anliegen zeigt, dass nicht nur die fehlende Responsivität der Kommis-
sion ein Problem ist,  sondern auch die Vermittlung der  Umsetzung. Zudem hat sie als
weitere Folgemaßnahme eine Konsultation zu Mindestanforderungen an die Qualität von
wiederverwendetem Wasser durchgeführt13 und bis Ende 2017 eine Rechtsetzungsinitiative

9 Luis  Bouza  García/Justin  Greenwood:  What  is  a  successful  ECI?,  in:  Conrad/Knaut/Böttger  (Hrsg.):
Bridging the Gap?, 2016, S. 149-165, hier S. 153.

10 European Commission: Daily News, 2017.
11 European  Commission:  Roadmap.  Revision  of  the  European  Citizens'  Initiative,  18  May 2017,  Ref.

Ares(2017)2537702.
12 Richtlinie 98/83/EG des Rates vom 3. November 1998 über die Qualität von Wasser für den menschlichen

Gebrauch, in: Amtsblatt der EU L 330, 5. Dezember 1998, S. 32-54.
13 Deloitte: Policy options to set minimum quality requirements for reused water in the EU Public consulta -

tion analysis report, Luxemburg 2017.
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dazu angekündigt.14 Als Folgemaßnahme zu „Stop Vivisection“ führte die Kommission im
Dezember 2016 die Konferenz „Non-Animal Approaches – The Way Forward“ durch.15

Zuvor  hatten  sich  die  OrganisatorInnen  an  den  Ombudsman  gewandt  und  die  Beant-
wortung der  EBI  als  unzureichend und widersprüchlich  kritisiert.  Die  Prüfung kommt
jedoch zu dem Ergebnis, dass die Kommission die Anforderungen der EBI-Verordnung
erfüllt hat.16 

Das Europäische Parlament hat, um politischen Druck auf die Kommission auszuüben,
einen  Initiativbericht  zur  Revision  der  EBI-Verordnung angestoßen.  György Schöpflin
wurde im Dezember 2016 zum Berichterstatter im Ausschuss für konstitutionelle Fragen
ernannt,17 der das Dossier federführend bearbeitet. Da der erste Entwurf im Juni vorlegt
wurde, als die Revision bereits eingeleitet war, ist das Ziel erreicht und die Vorschläge
können direkt in die Überarbeitung einfließen. 

Neben Abweisung einer weiteren Klage vor dem Gerichtshof der Europäischen Union
(EuGH)  gegen eine  Nichtregistrierung18 erhielt  das  Verfahren  zu  „Minority SafePack“
mehr Aufmerksamkeit. Es hatte zum Gegenstand, ob eine EBI nur insgesamt oder in Teilen
registriert werden kann. Der EuGH erklärte die Entscheidung für nichtig, da die Kommis-
sion nicht einzeln begründet habe, welche der elf Vorschläge außerhalb ihrer Kompetenz
liegen. Dies müsse sie jedoch, um eine rechtliche Prüfung ihrer Entscheidung zu ermög-
lichen.19 Inzwischen wurde eine EBI mit neun Vorschlägen registriert. Auch die Entschei-
dung, „Stopp TTIP“ nicht zu registrieren, erklärte der EuGH für nichtig. Zentral war hier
die Frage, ob eine EBI einen vorbereitenden Rechtsakt adressieren und auf Nicht-Erlass
eines Rechtsakts zielen darf, was die Kommission verneinte. Der EuGH kam zur gegen-
teiligen Auffassung und die EBI wurde im Juli 2017 registriert.20 

Ferner hat der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) bereits im Juli
2016 in einer Initiativstellungnahme21 die Überarbeitung der EBI-Verordnung angeregt.22

Auch die Bürgerbeauftragte hat im Juli 2017 neun Vorschläge zur EBI-Reform vorgelegt,
die mit Ausnahme der Forderung nach Beteiligung des Rates der Europäischen Union mit
den von der Kommission identifizierten Problemkreisen übereinstimmen.23 

14 European  Commission:  Water  Reuse  –  An Action  Plan  within  the  circular  economy,  abrufbar  unter:
http://ec.europa.eu/environment/water/reuse-actions.htm (letzter Zugriff: 15.6.2017).

15 European Commission: Communication from the Commission on the European Citizens’ Initiative “Stop
Vivisection”, C(2015) 3773.

16 European Ombudsman: Decision in case 1609/2016/JAS on the European Commission’s response and
follow-up to the European Citizens’ Initiative “Stop Vivisection”, 18 April 2017.

17 Europäisches  Parlament:  Protokoll.  Sitzung  vom  5.  Dezember  2016,  15.00  –  18.30  Uhr,
AFCO_PV(2016)1205_1, S. 3.

18 EuGH:  Urteil  des  Gerichts  (Erste  Kammer),  5.  April  2017  (HB  u.a./Europäische  Kommission),
ECLI:EU:T:2017:252.

19 EuGH: Urteil des Gerichts (Erste Kammer), 3. Februar 2017 (Bürgerausschuss für die Bürgerinitiative
Minority SafePack/Europäische Kommission), ECLI:EU:T:2017:59.

20 EuGH: Urteil des Gerichts (Erste Kammer), 10. Mai 2017 (Michael Efler u.a./Europäische Kommission),
ECLI:EU:T:2017:323.

21 Europäischer  Wirtschafts-  und Sozialausschuss:  Die Europäische Bürgerinitiative (Überarbeitung),  13.
Juli 2016, Dok. SC/43-EESC- 2016-00889-00-01-AC-TRA.

22 Zu seinen weiteren Aktivitäten siehe den Beitrag „Wirtschafts- und Sozialausschuss“ in diesem Buch.
23 European Ombudsman: Suggestions to improve the European Citizens’ Initiative procedure, 11 July 2017,

SI/6/2017/KR.
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Die EBI in der wissenschaftlichen Debatte

Die  Forschung zur  EBI  ist  von  der  geringen  empirischen  Basis  geprägt  und  hat  mit
Ausnahme von Studien zu den Themen von Initiativen und zuvor exemplarisch zitierten
Arbeiten zu OrganisatorInnen meist theoretisch behandelte Fragen zum Gegenstand, die
sich höchstens auf explorative Untersuchungen stützen. Hier wird besonders diskutiert, ob
die EBI die EU-Demokratie stärkt und/oder europäische Öffentlichkeit schafft.24 Mit Blick
auf die zweite Frage wird sowohl die These vertreten, dass sie eine EU-weite,25 als auch
die These,  dass sie themenspezifische grenzüberschreitende Öffentlichkeiten generiert.26

Weitere Studien untersuchen die Bereitschaft von UnionsbürgerInnen, eine EBI zu unter-
stützen oder zu initiieren, sowie den Einfluss der EBI auf europapolitische Einstellungen.27

Ferner werden die EBI und nationale Instrumente direkter Demokratie28 mit dem Ergebnis
verglichen,  dass  erstere  nicht  einzigartig  ist,  sondern  ihre  Probleme  jenen  nationaler
direktdemokratischer Instrumente ähneln.29 Daneben sind im Zuge der Verordnungsrevi-
sion von zivilgesellschaftlicher und wissenschaftlicher Seite Papiere mit Reformoptionen
vorgelegt worden.30 Die Kommission hat drei Studien beauftragt, die sich mit technischen
Aspekten des Sammelns (digitaler) Unterschriften befassen, und das Parlament eine zum
europäischen Mehrwert der EBI.

Weiterführende Literatur
Maximilian Conrad/Annette Knaut/Katrin Böttger (Hrsg.): Bridging the Gap? Opportunities and Constraints of

the European Citizens’ Initiative, Baden-Baden 2016.
Julian Plottka: Europäische Bürgerinitiative, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Europa von A bis

Z. Taschenbuch der europäischen Integration, 14. Aufl., Baden-Baden 2016, S. 165-167.
Carsten Berg/Janice Thomson (Hrsg.): An ECI That Works! Learning from the first two years of the European

Citizens‘ Initiative, Alfter 2014.
Verordnung (EU) Nr. 211/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 über die

Bürgerinitiative, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 65 vom 11. März 201, S. 1-22.

24 Ein Panel der ECPR General Conference 2016 war insbesondere diesen beiden Fragen gewidmet. Leider
wurden die präsentierten Papiere bisher nicht veröffentlicht.

25 Maximilian Conrad: The ECI’s contribution to the Emergence of a European Public Sphere, in: Conrad/
Knaut/Böttger (Hrsg.): Bridging the Gap?, 2016, S. 64-80.

26 Justin Greenwood/Katja Tuokko: The European Citizens’ initiative: the territorial extension of a European
political public sphere?, in: European Politics and Society 2/2017, S. 166-181; Annette Knaut: Rethinking
the Imaginary of the Public Sphere: Transnational Discursive Spaces and the ECI, in: Conrad/Knaut/Bött-
ger (Hrsg.): Bridging the Gap?, 2016, S. 47-63.

27 Sergiu Gherghina/Adriana Groh: A poor sales pitch? The European citizens’ initiative and attitudes toward
the EU in Germany and the UK, in: European Politics and Society 3/2016, S. 373-387.

28 Eleftherios  Petropoulus:  Die  Europäische  Bürgerinitiative  im  paneuropäischen  Kontext:  Wo steht  die
direkte Demokratie der EU im Vergleich zu ihren Mitgliedstaaten, Saar Blueprints 11/2016 DE.

29 Daniel  Kübler/Fernando  Mendez/Roman  Zwicky:  Taking  Stock  of  the  European  Citizens  Initiative:
Current dynamics and possible institutional trajectories, Barriers towards EU Citizenship (BEUCITIZEN):
SSH.2012.1-1, Zürich 2016.

30 Institut für Europäische Politik: European Citizens’ Initiative Recommendations, August 2017; Anastasia
Karatzia: Reconsidering the follow-up stage of the European Citizens’ Initiative, Position Paper for the
Public Consultation on the European Citizens’ Initiative, Juli 2017.

192 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017


